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7. Kundmachung: Wirksamkeit des Pariser Unionsvertrages zum Schutze des gewerblichen Eigentums in der
Londoner Fassung 1934 für Vietnam.

8 . Kundmachung: Wirksamkeit des Madrider Abkommens, betreffend die internationale Registrierung von
Fabriks- oder Handelsmarken in der Londoner Fassung 1934 für Vietnam.

9 . Kundmachung: Annahme des Protokolls, betreffend die Abänderung des in Genf abgeschlossenen Überein-
kommens zur Unterdrückung des Frauen- und Kinderhandels und des in Genf abgeschlossenen Abkommens
zur Unterdrückung des Handels mit volljährigen Frauen, durch weitere Staaten.

1 0 . Kundmachung: Annahme des Protokolls, betreffend die Abänderung des in Paris unterzeichneten inter-
nationalen Abkommens zur Bekämpfung des Mädchenhandels und des in Paris unterzeichneten internationalen
Übereinkommens zur Bekämpfung des Mädchenhandels, durch weitere Staaten.

1 1 . Kundmachung: Ratifikation und innerstaatliche Inkraftsetzung des Internationalen Übereinkommens über
den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) samt Zusatzprotokoll und des Internationalen Übereinkommens über
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV) samt Zusatzprotokoll durch die Bundesrepublik
Deutschland, Finnland, die Föderative Volksrepublik Jugoslawien, Griechenland, Italien und Portugal.

1 2 . Kundmachung: Vorbehalte der Schweiz zum Abkommen über das einheitliche Wechselgesetz.
1 3 . Zusatzregelungen zu den Internationalen Sanitätsregelungen, betreffend die sanitäre Kontrolle des Pilgerverkehrs.
1 4 . Zusatzregelungen zu den Internationalen Sanitätsregelungen.
1 5 . Zusatzregelungen zu den Internationalen Sanitätsregelungen, betreffend die Form des internationalen Zeugnisses

für Impfung oder Wiederimpfung gegen Blattern.

7. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 15. Dezember 1956 über die
Wirksamkeit des Pariser Unionsvertrages
vom 20. März 1883 zum Schutze des gewerb-
lichen Eigentums in der Londoner Fassung

1934, BGBl. Nr. 7/1948, für Vietnam.

Nach einer Mitteilung der Schweizerischen Ge-
sandtschaft in Wien sind die Frankreich aus dem
Pariser Unionsvertrag vom 20. März 1883 zum
Schutze des gewerblichen Eigentums, revidiert
in Brüssel am 14. Dezember 1900, in Washing-
ton am 2. Juni 1911, im Haag am 6. November
1925 und in London am 2. Juni 1934, BGBl.
Nr. 7/1948, erwachsenen Rechte und Verbind-
lichkeiten, soweit sie sich auf das Gebiet des
jetzigen souveränen Staates Vietnam bezogen
haben, auf die Republik Vietnam übergegangen.

Raab

8. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 15. Dezember 1956 über die
Wirksamkeit des Madrider Abkommens vom
14. April 1891, betreffend die internationale
Registrierung von Fabriks- oder Handels-
marken in der Londoner Fassung 1934, BGBl.

Nr. 8/1948, für Vietnam.

Nach einer Mitteilung der Schweizerischen Ge-
sandtschaft in Wien sind die Frankreich aus dem

Madrider Abkommen vom 14. April 1891, be-
treffend die internationale Registrierung von
Fabriks- oder Handelsmarken, revidiert in Brüs-
sel am 14. Dezember 1900, in Washington am
2. Juni 1911, im Haag am 6. November 1925
und in London am 2. Juni 1934, BGBl. Nr. 8/
1948, erwachsenen Rechte und Verbindlichkeiten,
soweit sie sich auf das Gebiet des jetzigen souve-
ränen Staates Vietnam bezogen haben, auf die
Republik Vietnam übergegangen.

Raab

9. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 18. Dezember 1956 über die An-
nahme des Protokolls vom 12. November
1947, betreffend die Abänderung des in Genf
am 30. September 1921 abgeschlossenen
Übereinkommens zur Unterdrückung des
Frauen- und Kinderhandels und des in Genf
am 11. Oktober 1933 abgeschlossenen Ab-
kommens zur Unterdrückung des Handels
mit volljährigen Frauen (BGBl. Nr. 204/

1950), durch weitere Staaten.

Folgende weitere Staaten sind bis 15. Novem-
ber 1956 Vertragspartner des Protokolls vom
12. November 1947, betreffend die Abänderung
des in Genf am 30. September 1921 abgeschlosse-
nen Übereinkommens zur Unterdrückung des
Frauen- und Kinderhandels und des in Genf am

10 13
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11. Oktober 1933 abgeschlossenen Abkommens
zur Unterdrückung des Handels mit volljährigen
Frauen (BGBl. Nr. 204/1950), geworden:

Luxemburg, Polen und Rumänien.

Raab

10. Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 19. Dezember 1956 über die An-
nahme des Protokolls vom 4. Mai 1949, be-
treffend die Abänderung des in Paris am
18. Mai 1904 unterzeichneten internationalen
Abkommens zur Bekämpfung des Mädchen-
handels und des in Paris am 4. Mai 1910
unterzeichneten internationalen Überein-
kommens zur Bekämpfung des Mädchen-
handels (BGBl. Nr. 203/1950), durch weitere

Staaten.

Folgende weitere Staaten sind bis 15. Novem-
ber 1956 Vertragspartner des Protokolls vom
4. Mai 1949, betreffend die Abänderung des in
Paris am 18. Mai 1904 unterzeichneten inter-
nationalen Abkommens zur Bekämpfung des
Mädchenhandels und des in Paris am 4. Mai 1910
unterzeichneten internationalen Übereinkom-
mens zur Bekämpfung des Mädchenhandels
(BGBl. Nr. 203/1950), geworden:

Belgien, Italien, Jugoslawien, Luxemburg,
Pakistan, Schweden, Südafrikanische Union und
Tschechoslowakei.

Raab

1 1 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 19. Dezember 1956 über die Rati-
fikation und innerstaatliche Inkraftsetzung
des Internationalen Übereinkommens über
den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) samt Zu-
satzprotokoll vom 25. Oktober 1952, BGBl.
Nr. 30/1956, und des Internationalen Über-
einkommens über den Eisenbahn-Personen-
und-Gepäckverkehr (CIV) samt Zusatzproto-
koll vom 25. Oktober 1952, BGBl. Nr. 31/
1956, durch die Bundesrepublik Deutschland,
Finnland, die Föderative Volksrepublik Jugo-
slawien, Griechenland, Italien und Portugal.

NachMitteilungen der Schweizerischen Gesandt-
schaft in Wien haben außer den im Protokoll A
der diplomatischen Konferenz für die Inkraft-
setzung der Internationalen Übereinkommen
über den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) und
über den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckver-
kehr (CIV) vom 18. Juni 1955, BGBl. Nr. 32/

1956, genannten Staaten folgende Staaten das
Internationale Übereinkommen über den Eisen-
bahnfrachtverkehr (CIM) samt Zusatzprotokoll
vom 25. Oktober 1952, BGBl. Nr. 30/1956,
Nr. 34/1956, Nr. 35/1956 und Nr. 36/1956, so-
wie das Internationale Übereinkommen über den
Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr (CIV)
samt Zusatzprotokoll vom 25. Oktober 1952,
BGBl. Nr. 31/1956, gemäß Art. 64 CIM und
Art. 63 CIV ratifiziert:

Finnland, die Föderative Volksrepublik Jugo-
slawien, Griechenland, Italien und Portugal.

Die vorgenannten internationalen Überein-
kommen sind für die Föderative Volksrepublik
Jugoslawien, Griechenland, Italien und Portugal
mit Wirkung vom 1. März 1956 und für Finn-
land mit Wirkung vom i. Juli 1956 in Kraft ge-
treten.

Nach einer Mitteilung der Schweizerischen Ge-
sandtschaft in Wien sind die Bestimmungen der
vorgenannten Internationalen Übereinkommen
vom 25. Oktober 1952 gemäß dem Zusatzproto-
koll vom 11. April 1953 zu den Internationalen
Übereinkommen vom 25. Oktober 1952 über
den Eisenbahnfrachtverkehr (CIM) und über
den Eisenbahn-Personen- und -Gepäckverkehr
(CIV), Abs. 1 und 2 a), BGBl. Nr. 30/1956, in der
Bundesrepublik Deutschland mit Wirkung vom
1. März 1956 in Kraft getreten.

Raab

1 2 . Kundmachung des Bundeskanzler-
amtes vom 19. Dezember 1956 über die Vor-
behalte der Schweiz zum Abkommen über
das einheitliche Wechselgesetz vom 7. Juni

1930.

In Ergänzung der Kundmachung des Bundes-
kanzleramtes vom 5. Juli 1937, BGBl. Nr. 216,
betreffend die Ratifikation der Abkommen über
das einheitliche Wechselgesetz, über Bestimmun-
gen auf dem Gebiete des internationalen Wechsel-
privatrechtes und über das Verhältnis der Stem-
pelgesetze zum Wechselrecht durch die Schweiz,
wird kundgemacht:

Laut Mitteilung des Generalsekretärs der Ver-
einten Nationen hat die Schweiz das Abkommen
über das einheitliche Wechselgesetz vom 7. Juni
1930 mit den in den Artikeln 2, 6, 14, 15, 16,
17, 18 und 19 der Anlage II vorgesehenen Vor-
behalten ratifiziert.

Das Abkommen ist für die Schweiz am 1. Juli
1935 in Kraft getreten.

Raab
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13.

(Übersetzung)

Zusatzregelungen
zu den Internationalen Sanitätsregelungen,
betreffend die sanitäre Kontrolle des Pilger-

verkehrs, vom 23. Mai 1956.

Die Neunte Weltgesundheitsversammlung,

in der Überlegung, daß besondere Maßnahmen
für die sanitäre Kontrolle des Pilgerverkehrs
nach und vom Hedschas während der Wallfahrt
nicht länger notwendig sind und daß daher die
bezüglichen Bestimmungen der Internationalen
Sanitätsregelungen und deren Anhang A und B
entfallen können,

unter Bedachtnahme auf Art. 2 (k), 21 (a)
und 22 der Satzung der Weltgesundheitsorgani-
sation,

beschließt am 23. Mai 1956 die folgenden Zu-
satzregelungen:

Teil I

1. Die Artikel 1, 102 und 103, Anlage 2 und
Anhang A und B der Internationalen Sanitäts-
regelungen werden wie folgt geändert:

Artikel 1
Die Definition von „Pilger", „Pilgerschiff",

„Wallfahrt", „Wallfahrt-Saison" und „Schiffs-
arzt" entfällt.

Artikel 102

entfällt.

Artikel 103

In Abs. 1 treten an Stelle der Worte „Wan-
derer und Saisonarbeiter" die Worte „Wanderer,
Saisonarbeiter oder Personen, die an regelmäßig
wiederkehrenden Massenzusammenkünften teil-
nehmen."

Anlage 2

Internationales Zeugnis für Impfung oder
Wiederimpfung gegen Cholera.

Im Text dieser Anlage entfällt der zweite Ab-
satz, beginnend mit den Worten „Unbeschadet
der obigen Bestimmungen" und endend mit den
Worten „der zweiten Impfung".
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Anhang A

Sanitäre Kontrolle des Pilgerverkehrs nach
oder vom Hedschas während der Pilgerzeit.

Dieser Anhang entfällt zur Gänze.

Anhang B

Hygienische Regeln für Pilgerschiffe und Luft-
fahrzeuge, die Pilger befördern.

Dieser Anhang entfällt zur Gänze.

2. Jeder Staat, für den diese Zusatzregelungen
in Kraft getreten sind, muß für entsprechende
sanitäre Einrichtungen und für entsprechende
Verhältnisse auf Schiffen oder Luftfahrzeugen,
die Personen befördern, die an regelmäßig wieder-
kehrenden Massenzusammenkünften teilnehmen,
sorgen. Diese Einrichtungen sollen jenen der
Internationalen Sanitätsregelungen vor Inkraft-
treten dieser Zusatzregelungen an Wirksamkeit
nicht nachstehen.

Teil II

Die gemäß Art. 22 der Satzung der Organisa-
tion vorgesehene Frist zur Ablehnung oder zu
einem Vorbehalt beträgt sechs Monate vom Zeit-
punkt der durch den Generaldirektor erfolgten
Bekanntgabe der Annahme dieser Zusatzregelun-
gen durch die Weltgesundheitsversammlung.

Teil III
Diese Zusatzregelungen treten am 1. Jänner

1957 in Kraft.

Teil IV

Die folgenden Schlußbestimmungen der Inter-
nationalen Sanitätsregelungen finden auf diese Zu-
satzregelungen Anwendung: Abs. 3 des Art. 106,
die Abs. 1 und 2 und der erste Satz des Abs. 5
des Art. 107, Art. 108, Abs. 2 des Art. 109 und
Art. 110 bis 113 einschließlich; für welche Be-
stimmungen der im Teil III dieser Zusatzregelun-
gen angeführte Zeitpunkt keine Anwendung
findet.

Zu Urkund dessen haben wir in Genf am
23. Mai 1956 gezeichnet

Jacques Parisot

Präsident der Weltgesundheitsversammlung

Marcolino Gomes Candau
Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation

Die vorstehenden Zusatzregelungen werden für Österreich gemäß Art. 22 der Satzung der
Weltgesundheitsorganisation, BGBl. Nr. 96/1949, im Zusammenhang mit Teil III dieser Zusatz-
regelungen am 1. Jänner 1957 in Kraft treten.

Raab
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14.

(Übersetzung.)

Zusatzregelungen
zu den Internationalen Sanitätsregelungen

vom 26. Mai 1955.
Die Achte Weltgesundheitsversammlung,
in der Überlegung, daß es notwendig erscheint,

einige Bestimmungen der Internationalen Sani-
tätsregelungen (World Health Organization Re-
gulations No. 2), wie sie von der Vierten Welt-
gesundheitsversammlung am 25. Mai 1951 an-
genommen wurden, insbesondere was das Gelb-
fieber betrifft, abzuändern,

unter Bedachtnahme auf Art. 2 (k), 21 (a) und
22 der Satzung der Weltgesundheitsorganisation,

beschließt an diesem 26. Mai 1955 die folgen-
den Zusatzregelungen:

Teil L
Die Internationalen Sanitätsregelungen Art. 1

bis 104 werden wie folgt geändert:

Artikel 1
„ I n d e x A ë d e s a e g y p t i " .
Diese Definition erhält folgende Fassung:
„ I n d e x A ë d e s a e g y p t i bezeichnet das

in Prozenten ausgedrückte Verhältnis zwischen
der Anzahl von Häusern in einem genau um-
schriebenen begrenzten Gebiet, auf deren Grund-
stücken tatsächlich Brutplätze von A ë d e s
a e g y p t i gefunden wurden, und der Gesamt-
zahl der in diesem Gebiet überprüften Häuser."

„ E p i d e m i e " .
An Stelle der Worte „oder die Vervielfältigung

eines Krankheitsherdes" treten die Worte „einer
der Quarantäne unterliegenden Krankheit durch
eine Vermehrung von Fällen in einem Bezirk".

„ e r s t e r F a l l " .
Diese Definition entfällt.
„ K r a n k h e i t s h e r d " .
Diese Definition entfällt.
„ v e r s e u c h t e r B e z i r k " .
In Abs. (a) wird das Wort „Krankheitsherd"

durch die Worte „nicht eingeschleppter Fall"
ersetzt.

Der bisherige Abs. (c) wird Abs. (b).
Als Abs. (c) wird eingefügt:
„(c) einen Bezirk, in dem bei Wirbeltieren eine

Infektion mit Gelbfiebervirus nachweisbar ist;
oder"

Der bisherige Abs. (b) wird Abs. (d).
Abs. (d) entfällt.
„ Z o n e , in d e r G e l b f i e b e r in

e n d e m i s c h e r F o r m h e r r s c h t " .
Diese Definition entfällt.
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„ F ü r G e l b f i e b e r e m p f ä n g l i c h e
Z o n e " .

Diese Definition erhält folgende Fassung:
„Für Gelbfieber empfängliche Zone" bezeichnet

ein Gebiet, in welchem das Gelbfieber wohl nicht
herrscht, in dem aber das Vorhandensein von
A ë d e s a e g y p t i oder irgendeines anderen
einheimischen oder in der Umgebung einheimi-
schen Trägers von Gelbfieber im Falle der Ein-
schleppung von Gelbfieber seine Entwicklung er-
lauben würde.

Artikel 3.

In Abs. 2 dieses Artikels werden nach den
Worten „Das auf diese Art" die Worte eingefügt
„auf Grund einer verläßlichen klinischen
Diagnose".

Artikel 6.

In Abs. 1 dieses Artikels entfallen nach den
Worten „ein verseuchter Bezirk gelegen ist" die
Worte „der jedoch nicht als Teil einer Zone an-
zusehen ist, in dem Gelbfieber in endemischer
Form herrscht" und der Beistrich nach dem
Wort „herrscht".

Das Wort „verständigen" ist durch das Wort
„benachrichtigen" zu ersetzen.

Abs. (b) des Abs. 2 erhält folgende Fassung:

„(b) bei Gelbfieber, falls die Übertragung nicht
durch A ë d e s a e g y p t i erfolgt, drei Monate
ohne Anzeichen weiterer Infektionen durch das
Gelbfiebervirus verstrichen sind;"

Als Abs. (c) wird eingefügt:
„(c) bei Gelbfieber, falls die Übertragung durch

A ë d e s a e g y p t i erfolgt, seit der letzten Er-
krankung einer Person drei Monate oder, wenn
der Aëdes aegypti-Index beständig unter einem
Prozent geblieben ist, ein Monat verstrichen ist."

Der bisherige Abs. (c) wird Abs. (d).

Artikel 14.

(Der englische Text bleibt unverändert.)

Artikel 20.

In Abs. 1 dieses Artikels entfallen nach den
Worten „Jeder Hafen" der Beistrich und die
Worte „der in einer Zone liegt, in der Gelbfieber
endemisch herrscht oder die für Gelbfieber emp-
fänglich ist, ebenso". Vor die Worte „das zu
jedem Flughafen" ist das Wort „und" zu setzen.

In Abs. 2 dieses Artikels treten an Stelle der
Worte „zu sichern" die Worte „gesichert zu
halten" und an Stelle der Worte „einer Zone
liegt, in der Gelbfieber in endemischer Form
herrscht oder" die Worte „einem mit Gelbfieber
verseuchten Bezirk, einem daran angrenzenden
Gebiet oder in einer Zone liegt". Vor das Wort
„die" ist ein Beistrich zu setzen.
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Abs. 3 dieses Artikels entfällt.
Der bisherige Abs. 4 wird Abs. 3.

Artikel 42.
Dieser Artikel erhält folgende Fassung:

„Ein Flugzeug ist nicht als aus einem ver-
seuchten Gebiet kommend anzusehen, falls es
innerhalb eines solchen Gebietes nur in einem
Sanitätsflughafen landet, der nicht selbst ein ver-
seuchter Bezirk ist."

Artikel 43.
Nach dem Wort „Eine Person" entfällt der

Beistrich. An Steile der Worte „die an Bord
eines Luftfahrzeuges einen verseuchten Bezirk
überflogen hat, dort aber nicht an Land ge-
gangen ist, oder dort bei Erfüllung der Voraus-
setzungen, wie sie im Art. 34 enthalten sind, an
Land gegangen ist" treten die Worte „an Bord
eines nicht verseuchten Luftfahrzeuges, das in
einem verseuchten Bezirk eine Landung vorge-
nommen hat, wobei Passagiere und Mannschaft
dieses Luftfahrzeuges die Voraussetzungen, wie
sie in Art. 34 enthalten sind, erfüllt haben".

Artikel 70.
Dieser Artikel erhält folgende Fassung:
„Jede Sanitätsverwaltung hat der Organi-

sation das Gebiet oder die Gebiete ihres Landes,
in welchen die Voraussetzungen für das Auf-
treten von Gelbfieber gegeben sind, als für Gelb-
fieber empfängliche Gebiete bekanntzugeben und
ferner über jede Änderung dieser Voraussetzun-
gen sofort zu berichten. Die Organisation hat
diesen Bericht allen Sanitätsverwaltungen zu
übermitteln."

Artikel 73.
In Abs. 3 dieses Artikels werden nach dem

Wort „Jedes" die Worte „Schiff oder" eingefügt.
An Stelle des Wortes „Bezirk" treten die Worte
„Hafen oder Lufthafen" und an Stelle der Worte
„oder irgendein anderer Träger von Gelbfieber
auftritt und der mit einer für Gelbfieber emp-
fänglichen, von A ë d e s a e g y p t i befreiten
Zone verbunden ist" die Worte „noch vorkommt
und dessen Reiseziel ein Hafen oder Lufthafen
ist, in welchem A ë d e s a e g y p t i ausgerottet
worden ist".

Artikel 75.
In Abs. 2 dieses Artikels werden nach den

Worten „gelegen sind" die Worte „während des
im Art. 74 vorgesehenen Zeitraumes" eingefügt.

Artikel 96.
Nach dem Wort „Kapitän" sind die Worte

„eines Seefahrzeuges, das eine internationale
Reise macht," einzufügen.
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Artikel 104.

An Stelle der Worte „in diesen Regelungen
vorgesehenen sanitären Maßnahmen in ihrer An-
wendung wirkungsvoller und weniger beschwer-
lich zu gestalten" treten die Worte „Anwendung
dieser Regelungen zu erleichtern".

Teil II.

Die gemäß Art. 22 der Satzung der Organi-
sation vorgesehene Frist zur Ablehnung oder zu
einem Vorbehalt beträgt neun Monate vom Zeit-
punkt der durch den Generaldirektor erfolgten
Bekanntgabe der Annahme dieser Zusatz-
regelungen durch die Weltgesundheitsver-
sammlung.

Teil III.

Diese Zusatzregelungen treten am 1. Oktober
1956 in Kraft.

Teil IV.

Die folgenden Schlußbestimmungen der Inter-
nationalen Sanitätsregelungen finden auf diese
Zusatzregelungen Anwendung: Abs. 3 des
Art. 106, die Abs. 1, 2 und 5 des Art. 107,
Art. 108, Abs. 2 des Art. 109 und Art. 110 bis
113 einschließlich; für welche Bestimmungen der
im Teil III dieser Zusatzregelungen angeführte
Zeitpunkt keine Anwendung findet.

ZU URKUND DESSEN haben wir zu
Mexico-City am 26. Mai 1955 gezeichnet.

Präsident der Achten Weltgesundheitsver-
sammlung

Ignacio Morones Prieto

Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation

Marcolino Gomes Candau

Die vorstehenden Zusatzregelungen sind für Österreich gemäß Art. 22 der Satzung der Welt-
gesundheitsorganisation, BGBl. Nr. 96/1949, im Zusammenhang mit Teil III dieser Zusatzregelungen
am 1. Oktober 1956 in Kraft getreten.

Raab

15.

Zusatzregelungen
zu den Internationalen Sanitätsregelungen,
betreffend die Form des internationalen
Zeugnisses für Impfung oder Wiederimpfung

gegen Blattern vom 23. Mai 1956.

Die Neunte Weltgesundheitsversammlung,

in der Überlegung, daß es notwendig erscheint,
einige Bestimmungen der Internationalen Sani-
tätsregelungen (World Health Organization
Regulations No. 2), wie sie von der Vierten
Weltgesundheitsversammlung am 25. Mai 1951
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angenommen wurden, betreffend die Form des
internationalen Zeugnisses für Impfung oder
Wiederimpfung gegen Blattern, abzuändern,

unter Bedachtnahme auf Art. 2 (k), 21 (a) und
22 der Satzung der Weltgesundheitsorganisation,

beschließt am 23. Mai 1956 die folgenden Zu-
satzregelungen :

Teil I

Anlage 4 der Internationalen Sanitätsregelun-
gen (internationales Zeugnis für Impfung oder
Wiederimpfung gegen Blattern) wird wie folgt
geändert:

Das Formblatt in dieser Anlage erhält folgende
Fassung:

Teil II.

Nach dem Inkrafttreten dieser Zusatz-
regelungen kann ein Zeugnis für Impfung oder
Wiederimpfung gegen Blattern, wie es in der
Anlage 4 der Internationalen Sanitätsregelungen
angeführt ist, noch bis zum 1. Oktober 1957 aus-
gestellt werden. Ein solcherart ausgestelltes Impf-
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Zeugnis behält demnach seine Gültigkeit für den
Zeitraum, für den es vorher gültig war.

Teil III.

Die gemäß Art. 22 der Satzung der Organi-
sation vorgesehene Frist zur Ablehnung oder zu
einem Vorbehalt beträgt drei Monate vom Zeit-
punkt der durch den Generaldirektor erfolgten
Bekanntgabe der Annahme dieser Zusatzregelun-
gen durch die Weltgesundheitsversammlung.

Teil IV.

Diese Zusatzregelungen treten am 1. Oktober
1956 in Kraft.

Teil V.

Die folgenden Schlußbestimmungen der Inter-
nationalen Sanitätsregelungen finden auf diese
Zusatzregelungen Anwendung:

Abs. 3 des Art. 106, Abs. 1 und 2 und der erste
Satz des Abs. 5 des Art. 107, Art. 108, Abs. 2 des
Art. 109 und Art. 110 bis 113 einschließlich; für
welche Bestimmungen der im Teil IV dieser Zu-
satzregelungen angeführte Zeitpunkt keine An-
wendung findet.

ZU URKUND DESSEN haben wir in Genf
am 23. Mai 1956 gezeichnet

Jacques Parisot
Präsident der Weltgesundheitsversammlung

Marcolino Gomes Candau
Generaldirektor der Weltgesundheitsorganisation

Die vorstehenden Zusatzregelungen sind für Österreich gemäß Art. 22 der Satzung der Welt-
gesundheitsorganisation, BGBl. Nr. 96/1949, im Zusammenhang mit Teil IV dieser Zusatzregelungen
am 1. Oktober 1956 in Kraft getreten.

Raab


